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Drucksache VI/977 


Sachgebiet 91 


Der Bundesminister für Verkehr 

StB 1 - Ar - 1017 Bd 70 


Bonn, den 19. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bau von Bundesfernstraßen in Baden- Württemberg 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Weber (Heidelberg), Dr. Wörner, Adorno, 
Frau Griesinger, Dr. Häfele, Dr. Jenninger, Susset, Dr. 
Abelein, Mancher, Ruf, Dr. Schwerer, Dr. Stark (Nür- 
tingen), Baier, Biechele und Genossen 
- Drucksache VI/882 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Ist es richtig, daß die Bundesregierung dem Land Baden-Würt- 
temberg im 1. Fünfjahresplan für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen nur 3,1 Milliarden DM zur Verfügung steilen will? 

Die Bundesregierung konnte dem Land Baden-Württemberg für 
den Ausbau der Bundesfernstraßen im 1. Fünfjahresplan aus 
dem zur Verfügung stehenden Volumen zunächst nur 3,1 Mrd. 
DM in Aussicht stellen. Da das Volumen des 1. Fünfjahres- 
planes aber durch die Aufnahme von Krediten und ggf. durch 
ein höheres Mineralölsteueraufkommen voraussichtlich erwei- 
tert werden kann, besteht gegebenenfalls die Möglichkeit, dem 
Land Baden-Württemberg weitere Mittel zuzuweisen. 


2. Auf welcher Grundlage wurde diese Zahl ermittelt, nachdem 
für Baden-Württemberg im Rahmen des Bedarfsplanes bis 
1985 ein Anteil von 15,15 Vo -- 3,8 Milliarden DM bis 1975 fest- 
gestellt wurde? 


Der Anteil von Baden-Württemberg in Höhe von 15,15% an 
den Investitionsmitteln wurde aufgrund der mit dem Land ab- 
gestimmten Bedarfs- und Dringlichkeitsermittlung berechnet. 
Der genannte Anteil bezieht sich auf den Zeitraum des gesam- 
ten Ausbauplanes von 1971 bis 1985. Der Bedarfsplan ist jedoch 
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kein Finanzierungsplan. Bei den einzelnen Fünfjahresplänen 
können deshalb Abweichungen eintreten, die aber wieder aus- 
geglichen werden sollen. Das ist eine Erscheinung, die - ins- 
besondere in der Übergangsphase zur datenorientierten Pla- 
nung des 1. Fünfjahresplanes - unvermeidbar ist. 


3. Hält es die Bundesregierung für vertretbar, einerseits einen 
Ausbauplan nach wissenschaftlichen Kriterien aufzustellen, 
sich andererseits aber beim 1. Fünf jahresplan nicht an den sich 
daraus ergebenden Verteilungsschlüssel zu halten? 

Die Bundesregierung hat den Bedarfsplan für die Bundesfern- 
straßen in den Jahren 1971 bis 1985 nach wissenschaftlichen 
Methoden aufgestellt. Bei der Verteilung der Mittel geht sie 
von den gleichen Grundlagen aus. Da jedoch das Baugeschehen 
der Vergangenheit nur allmählich auf die neue datenorientierte 
Planung umgestellt werden kann, mußte eine Übergangslösung 
getroffen werden. So ist der 1. Fünfjahresplan für die Jahre 
1971 bis 1975 besonders dadurch gekennzeichnet, daß lOMrd. 
DM allein für bereits laufende Baumaßnahmen gebunden sind, 
die sich nicht gleichmäßig auf das Bundesgebiet verteilen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, daß angesichts des 
§ 4 des Entwurfs eines Gesetzes über den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 nur der 1. Fünfjahres- 
plan eine echte Aussagekraft hat, so daß der für Baden-Würt- 
temberg ermittelte Anteil von 15,15 Vo nur auf dem Papier 
steht und für dieses Land eine reale Benachteiligung eintritt? 


Der Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen hat eine Aussage- 
kraft über den Bundesfernstraßenbedarf für den Zeitraum der 
nächsten 15 Jahre, jedoch nicht über die Finanzierung. Die An- 
teile aller Länder am Investitionsvolumen sind Mittelwerte 
über den gesamten Zeitraum des in 3 Fünfjahrespläne aufge- 
teilten Ausbauplanes. Gewisse notwendige Abweichungen wäh- 
rend der Übergangsphase sollen in den nächsten Jahren aus- 
geglichen werden. 


5. Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß die zwischen 
1971 und 1975 nach Baden-Württemberg fließenden jährlichen 
Mittel trotz des Preisanstiegs geringer sein sollen als die 
zwischen 1967 und 1970? 

Der Anteil des Landes Baden-Württemberg in den Jahren 1971 
bis 1975 ist absolut um rd. 500 Mio DM höher als in dem ver- 
gleichbaren Zeitraum von 1966 bis 1970. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit dem vorgesehenen 
Betrag nicht einmal die bereits begonnenen Autobahnstrecken 
in der vorgesehenen Zeit fertiggestellt werden können? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß durch die üntersuchun- 
gen zum Ausbauplan gewisse Korrekturen gegenüber den 
früher vertretenen Zielvorstellungen über den Ausbau des 
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Autobahnnetzes vorgenommen werden müssen. Durch eine 
Ausweitung des finanziellen Volumens auf dem Kreditwege 
wird jedoch angestrebt, begonnene Autobahnstrecken in der 
vorgesehenen Zeit fertigzustellen. 


7. Wie vereinbaren sich die von der Bundesregierung geweckten 
Erwartungen und die gemachten Zusagen für die Autobahn- 
strecken Ulm-Heidenheim, Freiburg-Donaueschingen, Rhein- 
ielden-Waldshut, Ulm-Memmingen, Neckar- Alb (Nordostring 
Stuttgart) und Singen-Überlingen mit dem jetzt vorgesehenen 
1. Fünfjahresplan? 

Wie bereits zu Frage 6 ausgeführt, haben die Untersuchungen 
zum Ausbauplan gewisse Korrekturen in den Ausbauzielen 
erforderlich gemacht. Der vorgesehene Bau von Autobahn- 
strecken wird jedoch im notwendigen Umfang durchgeführt 
werden. 


Leber 



